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7.11.2019: Schiedsvereinbarung

Voraussetzung und Grundlage jedes Schiedsverfahrens ist eine Schiedsvereinbarung. Die Voraussetzungen und Wirkungen einer Schiedsvereinbarung sind für das deutsche Recht in §§ 1029 – 1032 ZPO geregelt, die im wesentlichen (mit kleinen Ausnahmen, z.B. für Schiedsvereinbarungen mit Verbrauchern) auf entsprechenden Vorschriften des UNCITRAL-Modellgesetzes über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit von 1985 beruhen.


I. Beispiele
Modellschiedsklauseln DIS, ICC, Schweizerische Handelskammern, Handelskammer Wien, LCIA (London), etc.
Modellschiedsklausel der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS), der führenden Schiedsinstitution in Deutschland:

„Alle Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang mit diesem Vertrag oder über seine Gültigkeit ergeben, werden nach der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges endgültig entschieden.“
Folgende Punkte sind – insbesondere bei Auslandsberührung – zu beachten:
- Der Ort des Schiedsverfahrens ist …
- Die Anzahl der Schiedsrichter beträgt…
- Die Sprache des Schiedsverfahrens ist…
- Das anwendbare materielle Recht ist ...“
Was fällt dabei ins Auge?

· Kern der Schiedsklausel ist die Vereinbarung eines [in der Klausel nicht spezifisch bezeichneten] Schiedsgerichts, das aufgrund einer bestimmten Schiedsordnung (hier der DIS) tätig werden soll.

· Die Klausel enthält (optional) weitere Bestimmungen: zum Ort des Schiedsverfahrens, zur Zahl der Schiedsrichter etc.

II. Definition und Rechtsnatur
1. Definition
§ 1029 ZPO Begriffsbestimmung
(1) Schiedsvereinbarung ist eine Vereinbarung der Parteien, alle oder einzelne Streitigkeiten, die zwischen ihnen in Bezug auf ein bestimmtes Rechtsverhältnis vertraglicher oder nichtvertraglicher Art entstanden sind oder künftig entstehen, der Entscheidung durch ein Schiedsgericht zu unterwerfen.

Eine Schiedsvereinbarung kann isoliert als „Schiedsabrede“ oder im Rahmen eines anderen Vertrags als „Schiedsklausel“ vereinbart sein. Die Voraussetzungen und Wirkungen der Schiedsvereinbarung sind davon [nach deutschem Recht] aber unabhängig.
2. Rechtsnatur der Schiedsvereinbarung
Nach dem BGH handelt es sich um einen „mat-r Vertrag über prozessrechtliche Beziehungen“, s. BGHZ 23, 198 (ähnlich der BGH auch zu Gerichtsstands​vereinbarungen), nach wohl hM dagegen um einen Prozessvertrag, da Vorr und RFolgen der Schiedsverfahren im wesentlichen durch Verfahrensrecht geregelt sind. A.A. nimmt einen „DoppelTB aus mat-r und proz-r RGeschäft (Vertrag)“ an. Praktische Auswirkungen sind nicht erkennbar bzw. jedenfalls nicht zwingend: anwendbares Recht, Umfang der Parteidisponibilität etc.
Bitte überlegen Sie selbst: Welche Parallelen/Unterschiede bestehen zwischen einer Schiedsvereinbarung und einer Gerichtsstandsvereinbarung?
III. Einschlägige Rechtsquellen
1. Deutsches Recht:

§§ 1029 – 1033 ZPO: Definition, objektive Schiedsfähigkeit, Form, Einrede des Schiedsvertrages vor Gericht, einstweilige Maßnahmen des Gerichts
Beruhen inhaltlich auf Art.7 ff Uncitral ModellG über internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit von 1985. Sind, wie §§ 1025 ff ZPO generell, im Licht des Modellgesetzes auszulegen, soweit der dt. Gesetzgeber nicht bewusst vom ModellG abgewichen ist. Dies ist in zweierlei Hinsicht der Fall:
· das ModellG regelt nur die „Handels“schiedsgerichtsbarkeit, d.h. kommerzielle Streitigkeiten, die § 1029 ff ZPO auch nichtkommerzielle Streitigkeiten

· das ModellG regelt nur die „internationale“ Handelsschiedsgerichtsbarkeit, die § 1029 ff ZPO auch Streitigkeiten ohne Auslandsbezug.
Welche Folgen ergeben sich möglicherweise aus diesen Unterschieden?
· ZB können in §§ 1029 ff ZPO Schutzüberlegungen eine stärkere Rolle spielen

· Manche Fragen treten in Fällen ohne Auslandsbezug nicht oder seltener auf, z.B. Frage nach anwendbarem Recht.
2. Völkerrecht

Beachte: Das EU-Recht enthält keine detaillierte Regelung zur Schiedsgerichtsbarkeit, aber Teilaspekte werden angesprochen, z.B. im Kontext der Brüssel Ia-VO. Beachte neuerdings auch EU-ADR-Richtlinie (umfasst auch Schiedsgerichtsbarkeit, obwohl primär auf Schlichtung und Mediation ausgerichtet).
a) Art.1 I (a), II (a) Europ. Übk über Handelsschiedsgerichtsbarkeit 1961
Gilt nur zwischen bestimmten Staaten. Kann ggü §§ 1029 ff ZPO u.U. als lex specialis Anwendung finden. Oder ergänzend/klärende neben §§ 1029 ff ZPO.
Artikel I - Anwendungsbereich des Übereinkommens
(1) Dieses Übereinkommen ist anzuwenden:

a) auf Schiedsvereinbarungen, die zum Zwecke der Regelung von bereits entstandenen oder künftig entstehenden Streitigkeiten aus internationalen Handelsgeschäften zwischen natürlichen oder juristischen Personen geschlossen werden, sofern diese bei Abschluss der Vereinbarung ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihren Sitz in verschiedenen Vertragsstaaten haben;

b) auf schiedsrichterliche Verfahren und auf Schiedssprüche, die sich auf die in Abs. 1 Buchstabe a bezeichneten Vereinbarungen gründen.

(2) Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet

a) "Schiedsvereinbarung" eine Schiedsklausel in einem Vertrag oder eine Schiedsabrede, sofern der Vertrag oder die Schiedsabrede von den Parteien unterzeichnet oder in Briefen, Telegrammen oder Fernschreiben, die sie gewechselt haben, enthalten ist und, im Verhältnis zwischen Staaten, die in ihrem Recht für Schiedsvereinbarungen nicht die Schriftform fordern, jede Vereinbarung, die in den nach diesen Rechtsordnungen zulässigen Formen geschlossen ist;

b) Art. II New Yorker UN-Übk über die Anerkennung und Vollstreckung ausländ. Schiedssprüche 1958
Regelt nach h.M. die Schiedsvereinbarung nicht nur im Rahmen der Anerkennung ausländischer Schiedssprüche, sondern auch in früheren Verfahrensstadien.

Artikel II
(1) Jeder Vertragsstaat erkennt eine schriftliche Vereinbarung an, durch die sich die Parteien verpflichten, alle oder einzelne Streitigkeiten, die zwischen ihnen aus einem bestimmten Rechtsverhältnis, sei es vertraglicher oder nichtvertraglicher Art, bereits entstanden sind oder etwa künftig entstehen, einem schieds​richter​lichen Verfahren zu unterwerfen, sofern der Gegenstand des Streites auf schiedsrichterlichem Wege geregelt werden kann.
(2) Unter einer "schriftlichen Vereinbarung" ist eine Schiedsklausel in einem Vertrag oder eine Schiedsabrede zu verstehen, sofern der Vertrag oder die Schiedsabrede von den Parteien unterzeichnet oder in Briefen oder TeIegrammen enthalten ist, die sie gewechselt haben.

(3) Wird ein Gericht eines Vertragsstaates wegen eines Streitgegenstandes angerufen, hinsichtlich dessen die Parteien eine Vereinbarung im Sinne dieses Artikels getroffen haben, so hat das Gericht auf Antrag einer der Parteien sie auf das schiedsrichterliche Verfahren zu verweisen, sofern es nicht feststellt, dass die Vereinbarung hinfällig, unwirksam oder nicht erfüllbar ist.

S.a. Art. V Abs.1 (a) UN-Übk über Anerkennung (dort auch zum Schiedsvereinbarungsstatut).

3. Keine Rechtsquelle, aber praktisches Hilfsinstrument:

- IBA (International Bar Association) Guidelines for drafting international arbitration clauses: sowohl für einfache als auch insbes. für komplexe Fälle, z.B. Mehrparteienschieds​gerichtsbarkeit.
- Diverse Texte/Empfehlungen von Uncitral und Schiedsinstitutionen, z.B. International Chamber of Commerce (ICC) in Paris.
IV. Rechtliche Bedeutung der Schiedsvereinbarung (Überblick)
· Grundlage des Schiedsverfahrens
· Grundlage für Einrede der Schiedsvereinbarung vor staatlichen Gerichten oder (möglicherweise) anderen Schiedsgerichten
· Grundlage für Rechte und Pflichten der Parteien

· Unterliegt staatlicher Kontrolle:

· Vor der Einleitung des Schiedsverfahrens: zB Einrede des Schiedsvertrages

· Während des Schiedsverfahrens: z.B. Einrede des Schiedsvertrages, einstweilige Verfügungen?

· Nach Abschluss des Schiedsverfahrens: z.B. als Element der Anerkennung bzw. Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen
V. Abschluss und Wirksamkeit der Schiedsvereinbarung: § 1029 - § 1030 - § 1031 ZPO
1. „Vereinbarung“ (§ 1029 ZPO)
a) Kollisionsrecht (auf Schiedsvereinbarung anwendbares Recht in Fällen mit Auslandsbezug): Verschiedene Auffassungen werden vertreten, z.B. Rom I-VO analog oder IPR-Gewohnheitsrecht oder Recht des Sitzes des Schiedsgerichts. Vorrang einer Rechtswahl (auch konkludent möglich) ist anerkannt. S.a. Art.V (1) (a) UNÜbk 1958
b) Materielles Vertragsrecht:
aa) Allgemein Vertragsschluss und Vertragswirksamkeit: §§ 130, 145 ff BGB (Abschluss und Wirksamkeit, einschl. AGB (aber anders bei Verbrauchern, s.u. bei Form), §§ 134, 138 BGB etc.). Nach hM Anfechtung nach §§ 119 ff BGB möglich.
ab)  Form der Schiedsvereinbarung: § 1031 ZPO: Form = erleichterte Schriftform
aaa) Schriftform

bbb) Gleichgestellte Umstände

ccc) Sonderregel § 1031 V ZPO für Verbraucherstreitigkeiten
· Verbraucher muss eigenhändig unterzeichnen

· Stattdessen auch § 126 a BGB ausreichend: qual. el. Signatur (nicht nur Textform).
· Nicht in AGB: „getrennte Vereinbarung“ nötig.

ddd) Form bei Schiedsvereinbarungen mit Auslandsbezug? Wohl Art.11 EGBGB.
2. „der Parteien“ (§ 1029 ZPO)
Parteien des Schiedsvertrages (vgl. auch Parteien des Schiedsverfahrens) sind in der Regel zwei, u.U. aber auch mehr Parteien.

· Subjektive Schiedsfähigkeit: folgt grds. der Geschäftsfähigkeit, Ausnahmen.
· Bindung Dritter: Rechtsnachfolge (in bezug auf mat. Rechtsverhältnis, für das eine Schiedsvereinbarung vorgesehen ist) bindet und berechtigt nach dt. Rechtsauffassung auch die Rechtsnachfolger an die Schiedsabrede. Gilt sicher für Gesamtrechts​nach​folge, streitig für Einzelrechtsnachfolge.

· Insolvenz: nach in Deutschland h.M und Praxis bindet die Schiedsvereinbarung auch den Insolvenzverwalter, kein Wahlrecht nach § 103 InsO.

3. „Gegenstand“:

a) Die Schiedsklausel muss sich auf Streitigkeiten aus einen bestimmten Rechtsverhältnis beziehen, § 1029 ZPO. Der Begriff der „Bestimmtheit“ wird in Deutschland bei § 1029 ZPO weit verstanden (Auslegung!).

b) Ergänzend § 1030 ZPO: objektive Schiedsfähigkeit muss gegeben sein.
- nach dt Recht ist grds. jeder vermögens-r Anspruch schiedsfähig, auch öffr Streitigkeiten; Ausn. nach hM bei Patent​streitigkeiten undWohnungsmietstreitigkeiten.
- nichtvermögens-r Angelegenheiten sind schiedsfähig, soweit vergleichsfähig (z.B. Ausschluss aus einem Verein, presse-r Gegendarstellung); fehlt nach hM insbes. bei Ehe- und Kindschaftssachen.



4. Berufung „eines“ Schiedsgerichts zur Streitentscheidung
Benennung eines konkreten Schiedsgerichts ist nach dt. Recht nicht Voraussetzung für die Wirksamkeit der Schieds​vereinbarung; die §§ 1025 ff ZPO sehen Regeln vor, wie eine insoweit offene Schieds​vereinbarung konkretisiert werden kann, ggf. durch gerichtliche Unterstützung.
5. Optionale Inhalte einer Schiedsvereinbarung: Schiedsgericht, Schiedsrichter, Ort des schieds-r Verfahrens, in Fällen mit Auslandsbezug anwendbares Recht auf Verfahren und Inhalt, Sprache etc.
Bei Fehlen solcher Vereinbarung kann u.U. das Schiedsgericht die notwendigen Festlegungen bzw. Klärungen treffen; z.T. sehen Schiedsordnungen ausdrücklich entsprechende Kompetenzen vor. Z.T. auch Ergänzungskompetenzen staatlicher Gerichte.
VI. Auslegung der Schiedsvereinbarung
Die Reichweite der Schiedsvereinbarung ist häufig auszulegen.
1. Nach deutschem Recht gelten §§ 133, 157 BGB. Z.B. welches Schiedsgericht, Reichweite der Schiedsvereinbarung.
2. In Fällen mit Auslandsbezug bestimmt das sog. Schiedsvereinbarungsstatut auch die Auslegungsgrundsätze (z.B. eher am Wortlaut orientierte Auslegung oder eher am gemeinsamen Willen der Parteien ausgerichtete Auslegung)
VII. Wirkungen der Schiedsvereinbarung
1. Schiedsvereinbarung ist Grundlage des Schiedsverfahrens, §§ 1034 – 1050 ZPO
2. Mat-r Pflichten: z.B. das Schiedsverfahren nicht unmöglich zu machen oder zu erschweren.
VIII. Wegfall der Schiedsvereinbarung
1. Anfechtung, Rücktritt etc. nach BGB: ZPO sagt dazu nichts
2. Nach dt. Rspr. besteht unter den Voraussetzungen von § 314 BGB auch ein außerordentliches Kündigungsrecht, z.B. bei Verarmung einer Schiedspartei (nach BGH begründet eine Schiedsvereinbarung ein Dauerschuldverhältnis).
3. U.U. Undurchführbarkeit gem. § 1032 ZPO (str.)

IX. Rechtliche Kontrolle der durch die Schiedsvereinbarung aufgeworfenen Fragen
1. Prüfung durch das Schiedsgericht
Gem. § 1040 ZPO verfügt das Schiedsgericht über die sog. Kompetenz-Kompetenz, d.h. es kann selbst über die Wirksamkeit der Schiedsvereinbarung und damit seine eigene Zuständigkeit entscheiden. Diese Entscheidung bindet aber staatliche Gerichte nicht.
2. Durch staatliche Gerichte
a) Vor der Einleitung des Schiedsverfahrens oder während des Schiedsverfahrens

Gem. § 1032 II, III ZPO kann vor Einleitung des Schiedsverfahrens oder auch während des Schiedsverfahrens vor staatlichen Gerichten, die von einer Seite angerufen werden, die Einrede der Schiedsvereinbarung erhoben werden.
b) Nach dem Schiedsspruch

· § 1059 I, II a) ZPO Aufhebung Schiedsspruch möglich, wenn z.B. keine Schiedsvereinbarung besteht oder sie die betreffende Streitigkeit nicht erfasst.
· §§ 1060, 1061 Verweigerung der Vollstreckung möglich

Literaturhinweise zur Nachbereitung: Schütze § 5
